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Sitzungsniederschrift des Haupt- und Finanzausschusses   

 
Sitzungsraum: Trau- und Festraum im Alten Rathaus Helmarshausen 

Anwesend sind: Lfd. 

Nr. 
Tagesordnung: 

 
Vom Ausschuss:  
Maria Luise Niemetz als kommissarische Aus-
schussvorsitzende 
Frank Döhne 
Niklas Eckermanns 
Andrea Löschner 
Heike Meinhardt 
Manfred von Reetnitz 
Andreas Wendisch 
Claudia Ziegler 
 
 
von der Stadtverordnetenversammlung: 
- 
 
 
vom Magistrat: 
Bürgermeister Marcus Dittrich 
 
 
Schriftführer: 
Amtmann Horst Ruf 
 
 
entschuldigt fehlen: 
Karl-Erwin Franz 
Henning Hillebrand 
Dorothe Römer 
Heiner Wehmeier  
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Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ord-
nungsgemäßen Ladung und der Beschlussfähig-
keit 
 
Vorlage des Jahresabschlusses und des Prü-
fungsberichts für das Haushalts- und Rechnungs-
jahr 2015 
 
Überplanmäßige und außerplanmäßige Aufwen-
dungen und Auszahlungen im Haushaltsjahr 
2016 
 
Jahresabschluss für das Geschäftsjahr 2016 
 
1. Bericht über den Stand des Haushaltsvollzuges 
gem. § 28 GemHVO für den Zeitraum vom 
01.01.2018 bis 02.08.2018 
 
Wahl einer Schiedsperson für den Schiedsamts-
bezirk Bad Karlshafen I und einer stellvertreten-
den Schiedsperson für den Schiedsamtsbezirk 
Bad Karlshafen II 
 
1. Änderung der Satzung für die Freiwillige Feu-
erwehr der Stadt Bad Karlshafen 
 
Antrag der CDU-Fraktion zur Fußgängerbrücke 
über die Diemel im Ortsteil Helmarshausen 
 
Mitteilungen, Anfragen und Anregungen 

Die Ausschussmitglieder sind am 08.10.2018 für heute 19:30 Uhr, zu einer im Trau- u. Festraum des Alten Rathauses Hel-
marshausen stattfindenden Sitzung eingeladen worden. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung werden die ordnungsgemäße Einladung und die Beschlussfähigkeit des Ausschusses festgestellt. 
 

Die Sitzungsniederschrift umfasst die Seiten Nr. 25 bis Nr. 34 und 12 Anlage(n). 

 

Beginn der Sitzung: 19:30 Uhr, Ende der Sitzung: 21:05 Uhr. 

Vorgelesen, genehmigt, unterschrieben: 

 gez. Niemetz  gez. Ruf  

 kommissarische  
Ausschussvorsitzende  Schriftführer  

 



TOP-Nr. 1 Sitzung am: 16.10.2018 Protokollseite: 26 
  
Az.: 001 - 15 Bad Karlshafen, 17.10.2018 
Hauptamt 

Sitzungsvorlage 
für den Haupt- und Finanzausschuss 

 

Betr.:  Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und 
der Beschlussfähigkeit 

Sachverhalt: 

Der Ausschussvorsitzende und die beiden stellvertretenden Vorsitzenden waren nicht anwe-
send. Stadtverordnetenvorsteherin Maria-Luise Niemetz erklärt sich bereit, den Vorsitz kom-
missarisch zu übernehmen. Alle Ausschussmitglieder waren damit einverstanden.  

Stadtverordnetenvorsteherin Niemetz eröffnete die Sitzung des Haupt- und Finanzausschus-
ses und begrüßte die Anwesenden.  

Die ordnungsgemäße Ladung, die Beschlussfähigkeit und die Tagesordnung wurden geprüft 
und festgestellt.  

Die Sitzungsniederschrift für die Sitzung am 15.05.2018 wurde in einem geschützten Bereich 
auf der städtischen Internetseite hinterlegt. Einwände gegen das vorgelegte Protokoll sind 
nach den Vorgaben der Geschäftsordnung geltend zu machen. Werden keine Einwendungen 
erhoben, gilt das Protokoll als genehmigt. 

 

 

 
Beschlussvorschlag: 

-/- 

 
 ------------------------------------------------------------------------------------------------  

 
Beschluss: 

Kenntnis genommen, festgestellt und zugestimmt.  

Einwände gegen das Protokoll vom 15.05.2018 wurden nicht erhoben. 

 

Abstimmungsergebnis: 

dafür:   -                                  dagegen:   -                              enthalten:    -     



TOP-Nr. 2 Sitzung am: 16.10.2018 Protokollseite: 27 
 ___________________________________________________________________________  
Az.: 916.57 Bad Karlshafen, 04.10.2018 
- Kämmerei - 

Sitzungsvorlage 
für den Haupt- und Finanzausschuss 

 
Betr.: Vorlage des Jahresabschlusses und des Prüfungsberichts für das Haus- 

halts- und Rechnungsjahr 2015 
 
Sachverhalt: 

Der Magistrat hat den Jahresabschluss inkl. der dazu gehörenden Anlagen (Anlage 1) für das 
Haushalts- und Rechnungsjahr 2015 aufgestellt. Der Abschluss hat der Stadtverordnetenver-
sammlung am 23.01.2018 zur Kenntnisnahme vorgelegen.  

Die im Jahresabschluss 2015 enthaltene Schlussbilanz weist eine Bilanzsumme von 
51.127.792,29 Euro aus. Lt. der Ergebnisrechnung wurde das Rechnungsjahr mit einem Ver-
lust in Höhe von 1.178.702,42 Euro abgeschlossen. Der Bestand an Finanzmitteln lag ent-
sprechend der Finanzrechnung zum 31.12.2015 bei -13.379.164,05 Euro. 

Der Revision des Landkreises Kassel wurde der Abschluss zur Prüfung eingereicht. Mit 
Schreiben vom 14.09.2018 hat die Revision nunmehr den Bericht über die Prüfung des Jah-
resabschlusses zum 31. Dezember 2015 und des Rechenschaftsberichtes für das Haushalts-
jahr 2015 (Anlage 2) vorgelegt. Die Prüfung hat, lt. dem im Schlussbericht enthaltenen Be-
stätigungsvermerk, zu keinen Einwendungen geführt. 

Gem. § 112 Abs. 9 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) stellt der Magistrat den Jahres-
abschluss auf. Nach Prüfung des Abschlusses durch das Rechnungsprüfungsamt ist der Ab-
schluss und der Schlussbericht der Revision der Stadtverordnetenversammlung zur Beratung 
und Beschlussfassung vorzulegen (HGO § 113). Zugleich ist über eine Entlastung des Magist-
rats zu entscheiden (HGO § 114). 

 
Beschlussvorschlag: 

Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung folgenden Be-
schluss zu fassen: 

Der geprüfte Jahresabschluss 2015 und der vorgelegte Bericht der Revision des Landkreises 
Kassel über die Prüfung des Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2015 und des Rechen-
schaftsberichtes für das Haushaltsjahr 2015 werden zur Kenntnis genommen.  

Der genannte Prüfungsbericht mit Datum vom 29.08.2018 hat, lt. dem im Bericht enthalte-
nen Bestätigungsvermerk, zu keinen Einwendungen geführt.  

Der Jahresabschluss 2015 wird gemäß § 113 HGO beschlossen. Zugleich wird dem Magistrat 
nach den Vorgaben des § 114 HGO für das Haushaltsjahr 2015 Entlastung erteilt. 

 

 

 ------------------------------------------------------------------------------------------------  

Beschluss: 

Dem Beschlussvorschlag wird zugestimmt. -/- 
 
 



 
Abstimmungsergebnis: 

 
dafür:   7                                   dagegen:     -                          enthalten:     1   
 



TOP-Nr. 3 Sitzung am: 16.10.2018 Protokollseite: 28 
 ___________________________________________________________________________  
Az.: 913.69 Bad Karlshafen, 08.10.2018 
Kämmerei 

Sitzungsvorlage 
für den Haupt- und Finanzausschuss 

 
Betr.:   Überplanmäßige und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen 

im Haushaltsjahr 2016 

Sachverhalt: 

Die Hessische Gemeindeordnung (§ 100) sieht vor, dass überplanmäßige und außerplanmä-
ßige Aufwendungen und Auszahlungen nur zulässig sind, wenn sie unvorhergesehen und 
unabweisbar sind und die Deckung gewährleistet ist. Über die Leistung dieser Aufwendungen 
und Auszahlungen entscheidet der Magistrat, soweit die Stadtverordnetenversammlung keine 
andere Regelung trifft.  

Dabei gelten nicht veranschlagte oder zusätzliche Aufwendungen, die erst bei der Aufstellung 
des Jahresabschlusses festgestellt werden können und nicht zu Auszahlungen führen, nicht 
als überplanmäßige oder außerplanmäßige Aufwendungen. 

Für das Haushaltsjahr 2016 wurde der Jahresabschluss erstellt. Der Revision des Landkreises 
Kassel ist zur Prüfung des Abschlusses ein Beschluss des Magistrats zu den überplanmäßige 
und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen vorzulegen. 
 
In den beigefügten Tabellen werden die Budgetansätze den angeordneten Beträgen gegen-
übergestellt. Zu den Ansatzüberschreitungen des Ergebnishaushalts wird nachfolgend Stel-
lung genommen. 
 
Insgesamt waren für die Produktbereiche 01 bis 16 Aufwendungen in Höhe von  
8.656.950,00 € eingeplant. Tatsächlich wurden insgesamt 9.048.197,38 € verausgabt. Somit 
wurden über- bzw. außerplanmäßige Aufwendungen in Höhe 391.247,38 € verausgabt.  
 
Insgesamt liegen die zahlungswirksamen Ausgaben und Aufwendungen um 148.756,11 € 
über den Ansätzen. Im Wesentlichen (> 5 T€) sind die Überschreitungen wie folgt zu be-
gründen: 
 
Produktbereich 01 – Innere Verwaltung: 

Mehraufwand Fremdreinigung der Archivakten durch eine Fachfirma (Schimmelbefall durch 
Wassereinbruch im Bauhofarchiv) = + 12,8 T€. 
Mehraufwand bei amtlichen Bekanntmachungen (Bürgerentscheid, Kommunalwahl, vier Jah-
resabschlüsse Stadtwerke, Satzungsänderungen) = + 5,5 T€. 
Mehraufwand Miete Bauhof (geplant war Ankauf im 2016) = + 16,0 T€. 
 
Produktbereich 02 – Sicherheit und Ordnung: 

Mehraufwand Material für Einrichtungen und Ausstattungen Feuerwehren (Schlauchbeschaf-
fungen) = + 6,4 T€. 
 
Produktbereich 06 – Kinder-, Jugend- und Familienhilfe: 

Mehraufwand Zuschüsse für lfd. Zwecke an private Unternehmen (Höherer Zuschussbedarf 
bei Kinderbetreuungskosten) = + 10,5 T€. 
 
 

-   2   - 
 



Fortsetzung Sachverhalt: 

 
Produktbereich 11 – Ver- und Entsorgung: 

Zusätzlicher Aufwand f. Reparaturen für Wasserhausanschlüsse = + 28,3 T€ (Kostenerstat-
tung in vollem Umfang durch die Grundstückseigentümer). 
Außerplanmäßiger Aufwand für die Instandhaltung von Sachanlagen im Gemeingebrauch, 
Infrastrukturvermögen (Reparatur Abwasserdüker Mühlengraben - Kosten wurden in 2018 
kpl. erstattet) = + 41,7 T€. 
 
Produktbereich 16 – Allgemeine Finanzwirtschaft: 

Zusätzlicher Aufwand für Einzelwertberichtigungen (Niederschlagung für Steuerforderungen 
durch den Magistrat) = + 8,9 T€.  
Zusätzlicher Aufwand für Schulumlage = + 5,7 T€.  
Zusätzlicher Aufwand für Gewerbesteuerumlage durch höhere Gewerbesteuereinnahmen  
= + 8,3 T€.  
Zusätzlicher Aufwand für Bankzinsen (Umstellung der Zinsabrechnung auf den Produktbe-
reich 16 - bisher waren Zinsen aus dem Stadtwerkebereich im Produktbereich 15 eingeplant 
gewesen) = + 508,2 T€.  
 
Im Bereich der zahlungsunwirksamen Aufwendungen waren im Bereich der Abschreibungen 
die Haushaltsansätze um insgesamt 242.491,27 € niedriger geplant als tatsächlich gebucht.  
 
Zu den Ansatzüberschreitungen des Finanzhaushalts 2016 für Investitionen und Investiti-
onsfördermaßnahmen ist folgendes auszuführen: 

 

Investitionsvorhaben I-010102-01 Ausstattung Geräte Allgemeine Verwaltung 

Für das Haushaltsjahr 2016 wurde für Ausstattungen und Geräte Allgemeine Verwaltung ein 
Haushaltsansatz von 5.000,00 € veranschlagt. Tatsächlich wurden insgesamt 5.198,38 € ver-
ausgabt. Insgesamt somit überplanmäßige Ausgaben in Höhe von 198,38 € (Mehrkosten 
Druckerneubeschaffung).  
 
Investitionsvorhaben I-020301-08 – Errichtung Zisterne Gewerbegebiet Helm. 

Im Rahmen der KIP-Fördermaßnahme (Kommunales Investitionsprogramm Land) wurde als 
Maßnahme die Errichtung einer Zisterne für die Löschwasserversorgung des Gewerbegebie-
tes Helm. angemeldet. Der Haushaltsansatz für die v. g. wurde für das Haushaltsjahr 2017 
eingeplant. In 2016 wurde eine Teilrechnung ausgezahlt. Somit entstehen für das Jahr 2016 
außerplanmäßige Ausgaben in Höhe von 773,50 €. 
 
Investitionsvorhaben I-020301-09 – Straßenbeitrag Gallandstraße Anteil Feuerwehr 

Nach Fertigstellung der Gallandstraße wurden die Straßenbeiträge für die anliegenden 
Grundstücke ermittelt. Für den städtischen Anteil (Grundstück Feuerwehr Kfn.) wurde ein 
Straßenbeitrag in Höhe von 18.917,97 € errechnet. Für die Investitions-Nr. I-020301-09 wur-
de irrtümlich kein Haushaltsansatz veranschlagt. Somit entstanden außerplanmäßige Ausga-
ben in Höhe von 18.917,97 €. Anmerkung: Der Straßenbeitrag wird gleichzeitig als Einzah-
lungen Sonderposten aus Beiträgen vereinnahmt, da diese Straßenbeiträge auch gleichzeitig 
Einzahlungen für die Stadt sind.  
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Fortsetzung Sachverhalt: 

 
Investitionsvorhaben I-080201-01 – Straßenbeitrag Niederau – Anteil Sportplatz 

Nach Fertigstellung der Straße Niederau wurden die Straßenbeiträge für die anliegenden 
Grundstücke ermittelt. Für den städtischen Anteil (Grundstück Sportplatz Helm.) wurde ein 
Straßenbeitrag in Höhe von 42.233,01 € errechnet. Für die Investitions-Nr. I-080201-01 wur-
de ein Haushaltsansatz von 29.100,00 € veranschlagt. Somit entstanden überplanmäßige 
Ausgaben in Höhe von 13.133,01 €. Anmerkung: Der Straßenbeitrag wird gleichzeitig als 
Einzahlungen Sonderposten aus Beiträgen vereinnahmt, da diese Straßenbeiträge auch 
gleichzeitig Einzahlungen für die Stadt sind. 
 
Investitionsvorhaben I-110301-14 – Schieberkreuz Am Solling 

Für die Maßnahme Schieberkreuz Am Solling wurden in 2016 noch Restarbeiten erledigt. 
Hierfür wurden Auszahlungen in Höhe von 520,04 € außerplanmäßig verausgabt. 
 
Investitionsvorhaben I-110701-04 – Am Reservoir Kanal 

Für die Maßnahme Kanalbauarbeiten Am Reservoir wurden in 2016 noch Restarbeiten erle-
digt. Hierfür wurden Auszahlungen in Höhe von 638,14 € außerplanmäßig verausgabt. 
 
Investitionsvorhaben I-110701-24 – Kanalsanierung Friedrich-Ebert-Straße 
Für die Maßnahme Kanalsanierung Friedrich-Ebert-Straße waren Mittel in Höhe von 
80.000,00 € eingeplant. Insgesamt entstanden nach Abschluss der Maßnahme überplanmä-
ßige Auszahlungen in Höhe von 19.840,41 €. 
 
Investitionsvorhaben I-110701-36 – Aufrüstung Kläranlage 
Für die Installation der Phosphatanlage für die Kläranlage (2015) wurden Genehmigungskos-
ten in Höhe von 160,00 außerplanmäßig verausgabt. 
 
Investitionsvorhaben I-150202-05 – Straßenbeitrag Niederau – Anteil Bürgerhaus 

Nach Fertigstellung der Straße Niederau wurden die Straßenbeiträge für die anliegenden 
Grundstücke ermittelt. Für den städtischen Anteil (Grundstück Bürgerhaus Helm.) wurde ein 
Straßenbeitrag in Höhe von 46.644,21 € errechnet. Für die Investitions-Nr. I-150202-05 wur-
de ein Haushaltsansatz von 29.100,00 € veranschlagt. Somit entstanden überplanmäßige 
Ausgaben in Höhe von 17.544,21 €. Anmerkung: Der Straßenbeitrag wird gleichzeitig als 
Einzahlungen Sonderposten aus Beiträgen vereinnahmt, da diese Straßenbeiträge auch 
gleichzeitig Einzahlungen für die Stadt sind. 
 

Investitionsvorhaben I-150204-02 – Ausstattungen/Geräte öffentliche Toiletten 

Für die Anschaffung von Ausstattungsgegenstände wurden insgesamt außerplanmäßige Aus-
zahlungen in Höhe von 271,30 € verausgabt. 
 

Investitionsvorhaben I-150206-03 – Erwerb ehem. Stadtcafé 

Für den Kauf des ehem. Stadtcafés standen Haushaltsmittel aus 2015 in Höhe von  
90.000,00 € und 10.000,00 € in 2016 (=100.000,00 €) zur Verfügung. Insgesamt sind Aus-
zahlungen in Höhe von 96.254,57 € für den Kauf verausgabt worden. Es handelt sich hierbei 
um keine Haushaltsüberschreitung, da für den Erwerb des Stadtcafés eine neue Investi-
tionsnummer (I150206-03) im Rahmen der Jahresabschlussarbeiten erstellt wurde. Die 
Haushaltsansätze von der Investitionsnummer I150206-01 stehen der Investitionsnummer 
I150206-03 vollumfänglich zur Verfügung. 
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Fortsetzung Sachverhalt: 

 

Insgesamt waren im Finanzhaushalt 2016 Ausgaben für Investitionstätigkeiten im Gesamt-
umfang von 8.943.821,79 € geplant. Tatsächlich wurden jedoch nur 1.468.297,36 € ausge-
zahlt. Somit lagen die Auszahlungen um 7.475.524,43 € unter dem Ansatz. Für das Jahr 2017 
werden Haushaltsreste in Höhe von 6.465.569,60 € vorgetragen.  

 
 
Beschlussvorschlag: 

Der Stadtverordnetenversammlung wird der folgende Beschlussvorschlag empfohlen: 

Die im Haushaltsjahr 2016 entstandenen überplanmäßigen und außerplanmäßigen Aufwen-
dungen und Auszahlungen gem. § 100 HGO werden zur Kenntnis genommen und gebilligt.  

 

 

 ------------------------------------------------------------------------------------------------  

Beschluss: 

Dem Beschlussvorschlag wird zugestimmt. -/- 

 
 
Abstimmungsergebnis: 

dafür:     6                                       dagegen:     -                                 enthalten:    2   



TOP-Nr. 4 Sitzung am: 16.10.2018 Protokollseite: 29 
 ___________________________________________________________________________  
Az.: 916.51 Bad Karlshafen, 04.10.2018 
Kämmerei 

Sitzungsvorlage 
für den Haupt- und Finanzausschuss 

 
Betr.:   Jahresabschluss für das Geschäftsjahr 2016 

Sachverhalt: 

Die Verwaltung hat den Entwurf des Jahresabschlusses 2016 inkl. Schlussbilanz und der dazu 
gehörenden Anlagen (Anlage) aufgestellt. Der Jahresabschluss wird gemäß § 112 Abs. 9 der 
Hessischen Gemeindeordnung (HGO) zur Kenntnisnahme vorgelegt.  

Auf der Aktivseite der Schlussbilanz werden Anlagevermögen in Höhe von 30.011.314,23 €, 
Umlaufvermögen in Höhe von 3.148.786,00 €, Rechnungsabgrenzungsposten in Höhe von 
45.552,06 € und ein nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag (aus Vorjahren) in Höhe 
von 19.210.865,07 € ausgewiesen.  

Auf der Passivseite werden Eigenkapital in Höhe von 0,00 €, Sonderposten in Höhe von 
7.132.127,15 €, Rückstellungen in Höhe von 5.255.819,22 €, Verbindlichkeiten in Höhe von 
39.652.417,46 € und Rechnungsabgrenzungsposten in Höhe von 376.153,53 € ausgewiesen. 

Damit liegt die Bilanzsumme bei 52.416.517,36 €. 

Gemäß § 112 Abs. 9 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) stellt der Magistrat den Jah-
resabschluss auf. In einer Sitzung am 01.10.2018 wurde hierzu der Feststellungsbeschluss 
gefasst. Der Jahresabschluss wurde der Revision des Landkreises Kassel am 04.10.2018 zur 
Prüfung übersandt. 

Nach Prüfung des Jahresabschlusses durch das Rechnungsprüfungsamt werden der Jahres-
abschluss und der Schlussbericht des Rechnungsprüfungsamtes der Stadtverordnetenver-
sammlung zur Beratung und Beschlussfassung vorgelegt. Zugleich ist über die Entlastung des 
Magistrats zu entscheiden (HGO §§ 113 + 114). 

 
Beschlussvorschlag: 

Der Jahresabschluss 2016 der Stadt Bad Karlshafen wird zur Kenntnis genommen und ist der 
Stadtverordnetenversammlung gem. § 112 Abs. 9 HGO zur Unterrichtung vorzulegen.  

Nach erfolgter Prüfung des Jahresabschlusses durch die Revision werden der Abschluss und 
der Schlussbericht der Revision der Stadtverordnetenversammlung gem. § 113 HGO zur Be-
ratung und Beschlussfassung vorgelegt. Zugleich erfolgt eine Entscheidung über eine Entlas-
tung des Magistrats (HGO § 114). 

 

 

 ------------------------------------------------------------------------------------------------  

Beschluss: 

Dem Beschlussvorschlag wird zugestimmt. -/- 

 
 
Abstimmungsergebnis: 

dafür:    8                                       dagegen:   -                                   enthalten:   -   



TOP-Nr. 5 Sitzung am: 16.10.2018 Protokollseite: 30 
 ___________________________________________________________________________  
Az.: 902.43 Bad Karlshafen, 04.10.2018 
Kämmerei 

Sitzungsvorlage 
für den Haupt- und Finanzausschuss 

 

Betr.: 1. Bericht über den Stand des Haushaltsvollzuges gem. § 28 GemHVO für 
den Zeitraum vom 01.01.2018 bis 02.08.2018 

 
Sachverhalt: 
 
Gemäß § 28 der Gemeindehaushaltsverordnung (GemHVO) ist die Stadtverordnetenver-
sammlung mehrmals jährlich über den Stand des Haushaltsvollzugs zu unterrichten. Auf 
Grund einer Änderung der GemHVO ist dabei auch die sich aus dem neu eingeführten Fi-
nanzstatusbericht ergebende Bewertung der Gemeinde zur Beurteilung der finanziellen Leis-
tungsfähigkeit in die Berichtspflicht einzubeziehen. Zur weiteren Vermittlung des Stands des 
Haushaltsvollzuges wurden zudem die Ansätze der Haushaltsplanung 2018 den Buchungen 
der laufenden Buchführung (Stand: 02.08.2018) gegenübergestellt.  

Seitens der Verwaltung wurden für den Zeitraum vom 01.01. bis 02.08.2018 die als Anlagen 
beigefügten Auswertungen erstellt.  

o Finanzstatusbericht zur Beurteilung der finanziellen Leistungsfähigkeit gem. Muster 22 
der GemHVO, 

o Erträge der Produktbereiche 1 bis 16 (Ergebnishaushalt), 

o Aufwendungen der Produktbereiche 1 bis 16 (Ergebnishaushalt), 

o Verfügbare Mittel je Investition (Finanzplan). 

 

Die Angaben zu den ehemaligen Betriebszweigen der Stadtwerke sind im Bericht der Stadt 
enthalten. 

Aus der Auswertung „Finanzplan“ sind die verfügbaren Haushaltmittel für die Investitions-
maßnahmen zu ersehen.  

Die Buchungen zur Auflösung der Sonderposten (Zuschüsse) und Abschreibungen sowie die 
Verrechnungsbuchungen (u .a. Verteilung der Bauhofleistungen) erfolgen erst zum Jahresen-
de, so dass sich hier teilweise größere Differenzen beim Vergleich der Planansätze zu den 
ausgeführten Buchungen ergeben. 

Um auf detaillierte Sachverhalte eingehen zu können wird vorgeschlagen, dass Fragestellun-
gen zu einzelnen Positionen rechtzeitig vor der Sitzung an die Verwaltung gerichtet werden, 
damit die Budgetverantwortlichen hierzu Stellung nehmen können. 

 

Beschlussvorschlag: 

Der 1. Bericht über den Stand des Haushaltsvollzuges gem. § 28 der Gemeindehaushaltsver-
ordnung für das Haushaltsjahr 2018 inkl. des Finanzstatusberichtes zur Beurteilung der fi-
nanziellen Leistungsfähigkeit gem. Muster 22 der GemHVO wird zur Kenntnis genommen. 

-   2   - 



Der Stadtverordnetenversammlung ist der Bericht zum Stand des Haushaltsvollzugs zur 
Kenntnis zu geben. 

Der Haushaltsvollzugsbericht ist ebenfalls der Finanzaufsicht (RP Kassel) zur Kenntnisnahme 
vorzulegen. 

 

 ------------------------------------------------------------------------------------------------  

 

Beschluss: 

Dem Beschlussvorschlag wird zugestimmt. -/- 

 

Abstimmungsergebnis: 

dafür:    8                                     dagegen:    -                              enthalten:    -    



TOP-Nr. 6 Sitzung am: 16. Oktober 2018 Protokollseite: 31 
 _____________________________________________________________________________  
Az.:   Bad Karlshafen, den 2. Oktober 2018 
 

Sitzungsvorlage  
für den Haupt- und Finanzausschuss 

 
Betr.: Wahl einer Schiedsperson für den Schiedsamtsbezirk Bad Karlshafen I und einer 
stellvertretenden Schiedsperson für den Schiedsamtsbezirk Bad Karlshafen II 

Sachverhalt: 
Das Schiedsamt für den Schiedsamtsbezirk Bad Karlshafen I sowie das stellvertretende 
Schiedsamt für den Schiedsamtsbezirk Bad Karlshafen II ist neu zu besetzen.  
Die gewählte Schiedsperson nimmt gleichzeitig die Stellvertretung der Schiedsperson des 
Schiedsamtsbezirkes Bad Karlshafen II wahr.  
Die freie Stelle der amtierenden Schiedsperson ist durch eine/n geeignete Bewerber/in ab dem 
21.11.2018 für fünf Jahre neu zu besetzen.  
 
Eine grundsätzliche Eignung wird nach § 3 Hessisches Schiedsamtsgesetz (HSchAG) 
festgestellt. 
Demnach muss die Schiedsperson nach Ihrer Persönlichkeit und Ihren Fähigkeiten für das Amt 
geeignet sein.  
Eine Schiedsperson kann nicht sein, wer die Fähigkeit zum Bekleiden öffentlicher Ämter nicht 
besitzt oder unter Betreuung steht. Weiterhin sollen Schiedspersonen zwischen 30 und 75 Jahre 
alt sein, im o.g. Schiedsamtsbezirk wohnen und nicht über die Verfügung ihres Vermögens 
beschränkt sein. 
 
Für die letzte Wahlperiode war Herr Wolfhard Ziegler als Schiedsmann für den 
Schiedsamtsbezirk I und als stellvertretender Schiedsmann für den Schiedsamtsbezirk Bad 
Karlshafen II bestellt.  
Mit Schreiben vom 12. April 2018 hat Herr Ziegler mitgeteilt, dass er für eine Wiederwahl nicht 
zur Verfügung steht.  
 
Mit Schreiben vom 21. Juni 2018 wurden die Fraktionsvorsitzenden gebeten, Personen für die 
Wahl zur Schiedsperson zu benennen. Lediglich die SPD-Fraktion hat mit E-Mail vom  
4. September 2018 Herrn Karl-Erwin Franz, Am Solling 24, für das Amt vorgeschlagen.  
Ebenfalls wurde die Neubesetzung des Amtes am 15. September 2018 bekannt gemacht. 
Innerhalb der Bewerbungsfrist sind keine weiteren Bewerbungen eingegangen.  
 
Gegen die Wahl von Herrn Karl-Erwin Franz bestehen nach § 3 HSchAG keine rechtlichen 
Bedenken.  
 
Beschlussvorschlag: 
Der Stadtverordnetenversammlung wird nachfolgender Beschluss vorgeschlagen:  
 
Herr Karl-Erwin Franz, Am Solling 24, wird für die Wahlzeit vom 21. November 2018 bis zum 20. 
November 2023, zum Schiedsmann für den Schiedsamtsbezirk Bad Karlshafen I gewählt.  
Die gewählte Schiedsperson nimmt gleichzeitig die Stellvertretung der Schiedsperson des 
Schiedsamtsbezirkes Bad Karlshafen II wahr. 
 -------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------  
Beschluss: 
Dem Beschlussvorschlag wird zugestimmt. -/- 
 
Abstimmungsergebnis: 

dafür:    7  dagegen:     - enthalten:   1 



TOP-Nr. 7 Sitzung am: 16. Oktober 2018 Protokollseite: 32 
 ____________________________________________________________________________  
Az.:   Bad Karlshafen, den 2. Oktober 2018  
 

Sitzungsvorlage  
für den Haupt- und Finanzausschuss 

 

Betr.: 1. Änderung der Satzung für die Freiwillige Feuerwehr der Stadt Bad Karlshafen 

Sachverhalt: 
Gemäß § 13 der Satzung für die Freiwillige Feuerwehr der Stadt Bad Karlshafen werden der 
Stadtbrandinspektor/die Stadtbrandinspektorin, der stellv. Stadtbrandinspektor/die stellv.     
Stadtbrandinspektorin, der Wehrführer/die Wehrführerin, der stellv. Wehrführer/die stellv. 
Wehrführerin von den Angehörigen der Einsatzabteilungen auf die Dauer von 5 Jahren gewählt. 
Die v.g. Wahlen stehen anlässlich der gemeinsamen Jahreshauptversammlung für das nächste 
Jahr wieder an.  
Gemäß § 13 Abs. 4 kann nur gewählt werden, wer der Einsatzabteilung der Freiwilligen 
Feuerwehr der Stadt Bad Karlshafen angehört, persönlich geeignet ist, die erforderliche 
Fachkenntnis mittels der geforderten Lehrgänge (§ 7 Abs. 1 FwOV) nachweisen kann und das 
55. Lebensjahr noch nicht vollendet hat. Zudem sollen sie ihre Hauptwohnung in der Stadt Bad 
Karlshafen haben. 
 
Nach § 10 Abs. 2 des Hessischen Gesetzes über den Brandschutz, die Allgemeine  
Hilfe und den Katastrophenschutz (HBKG) ist die Altersgrenze für den aktiven Feuerwehrdienst  
wie folgt geregelt: 
„…Der Feuerwehrdienst endet mit der Vollendung des 60. Lebensjahres. 
Wenn es im dienstlichen Interesse liegt, kann die Feuerwehrdienstzeit auf Antrag der oder des 
ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen über das vollendete 60. Lebensjahr hinaus um eine 
bestimmte Frist, jedoch nicht länger als bis zum vollendeten 65. Lebensjahr hinausgeschoben 
werden. Die Antragstellerin oder der Antragsteller hat sich vor der Entscheidung über die 
Verlängerung der Feuerwehrdienstzeit einer ärztlichen Untersuchung zu unterziehen.“ 
 
Um dieser gesetzlichen Regelung auch bei der Wahlzeit von Führungskräften gerecht zu 
werden, schlägt die Verwaltung vor, § 13 Abs. 4 der Satzung für die Freiwillige Feuerwehr Bad 
Karlshafen wie nachfolgend aufgeführt zu ändern:  
 
(4) Gewählt werden kann nur, wer der Einsatzabteilung der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt Bad  

 Karlshafen angehört, persönlich geeignet ist und die erforderliche Fachkenntnis mittels der    
 geforderten Lehrgänge (§ 7 Abs. 1 FwOV) nachweisen kann. Zudem sollen sie ihre  
 Hauptwohnung in der Stadt Bad Karlshafen haben. Gewählt werden kann in der Regel nur,   
 wer das 55. Lebensjahr noch nicht vollendet hat. Über Ausnahmen entscheidet der Magistrat  
 rechtzeitig im Benehmen mit dem Wehrführerausschuss. 

     Sollte das 55. Lebensjahr bereits vollendet worden sein, kann die Ernennung zunächst nur bis   
     zum 60. Lebensjahr erfolgen. Sofern die komplette Wahlzeit ausgeübt werden soll, ist ein  
     entsprechender Antrag und eine ärztliche Untersuchung vor Vollendung des 60. Lebensjahres  
     notwendig.    
 
 
 
 
 
 



 
 
 
Beschlussvorschlag: 

Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung folgenden 
Beschluss zu fassen: 

§ 13 Abs. 4 der Satzung für die Freiwillige Feuerwehr Bad Karlshafen wird wie nachfolgend 
aufgeführt geändert:  
 
(4) Gewählt werden kann nur, wer der Einsatzabteilung der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt Bad  

 Karlshafen angehört, persönlich geeignet ist und die erforderliche Fachkenntnis mittels der    
 geforderten Lehrgänge (§ 7 Abs. 1 FwOV) nachweisen kann. Zudem sollen sie ihre  
 Hauptwohnung in der Stadt Bad Karlshafen haben. Gewählt werden kann in der Regel nur,   
 wer das 55. Lebensjahr noch nicht vollendet hat. Über Ausnahmen entscheidet der Magistrat  
 rechtzeitig im Benehmen mit dem Wehrführerausschuss. 

     Sollte das 55. Lebensjahr bereits vollendet worden sein, kann die Ernennung zunächst nur bis   
     zum 60. Lebensjahr erfolgen. Sofern die komplette Wahlzeit ausgeübt werden soll, ist ein  
     entsprechender Antrag und eine ärztliche Untersuchung vor Vollendung des 60. Lebensjahres  
     notwendig.     
       
 -------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------  
Beschluss: 
Dem Beschlussvorschlag wird zugestimmt. -/- 
 
 
Abstimmungsergebnis: 

dafür:    8  dagegen:    - enthalten:    - 



TOP-Nr. 8 Sitzung am: 16.10.2018 Protokollseite: 33 
 ___________________________________________________________________________  
Az.:   Bad Karlshafen, 05.10.2018 

 
Sitzungsvorlage 

für den Haupt- und Finanzausschuss 
 

Betr.:    Antrag der CDU-Fraktion zur Fußgängerbrücke über die Diemel im Orts-
teil Helmarshausen 

Sachverhalt: 

 
(siehe Beschlussvorschlag) 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 

Der Magistrat wird beauftragt, die Fußgängerbrücke über die Diemel in Helmarshausen so 
wieder herzustellen, dass diese den Sicherheitsvorschriften entspricht. Für die Instandset-
zung sind entsprechende Mittel aus den dafür vorgesehenen Programmen beim Land, Bund, 
ect. zu beantragen. 

 

 

 ------------------------------------------------------------------------------------------------  

Beschluss: 

Dem Beschlussvorschlag wird zugestimmt. -/- 

 
 
 
Abstimmungsergebnis: 

dafür:    8                                       dagegen:   -                                   enthalten:   -   
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